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Azo: 6 RKa 44/66 B e s c h l u B

‚In dem Rechtsstreit

g e g e n

Klägerin und Revisionsbeklagte‚l

hat der 6„ Senat des Bundessozialgerichts am 4„ Oktober 1966

durch '

Senatspräsident ‘ Prof° Dr„ B o g s
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter Dr° L a n g k e i t und

Bundesrichter S p i e l m e y e r

beschlossen:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Bayerischen Lan—

dessozialgerichts vom 15„ Februar 1966 wird als unzulässig ver—

worfeno ‘

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind nicht zu er—
statten°

_ .

&aän£a_

Die klagende Kassenzahnärztliohe Vereinigung (KZV) fordert von

der beklagten Krankenkasse die Nachzahlung von 40097,44 DM‚ die

die Beklagte seit Mitte 4957 von der — nach Einzelleistungen

berechneten — Gesamtvergütung einbehalten hat, weil einige Mit—

glieder der Klägerin ihre kassenzahnärztlichen Leistungen inso—
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weit nicht auf zahnärztlichen, sondern auf ärztlichen Be—

handlungsscheinen abgerechnet und deshalb nach Ansicht der
Beklagten ihr gegenüber nicht wirksam erbracht hatten° Die

Beklagte hatte 1957 ein neues Krankenscheinformular einge—

führt, dessen Vorderseite den Aufdruck "Zum Arzt/Zahnarzt

(Nichtzutreffendeg streichen, da Schein sonst ungültig)”

trug° Einige Kassenzahnärzte hatten nicht beachtet, daß

auf den ihnen vorgelegten Krankenscheinen das Wort ”Zahn-

arzt“ gestrichen war°

Das Sozialgericht (SG) hat der Klage stattgegeben° Das Bay—

erische Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der Be—

klagten mit Urteil vom 45° Februar 4966 zurückgewiesen und

zur Begründung im wesentlichen ausgeführt: '

”Es war dem Arzt nicht zuzumuten, insoweit den Krankenschein

. zu prüfen, ob das Wort Zahnarzt oder das Wort Arzt durchge—

strichen worden ist, wenn der Berechtigte in berechtigter

Weise dem Arzt den Schein überträgt, denn mit der Heraus-

gabe eines doppelt verwendbaren Krankenscheinvordruckes hat

die Berufungsklägerin einen Tatbestand geschaffen, der — wie

die Praxis bewies — die Gefahr von Verwechslungen in sich

barg, Sie muß es deshalb gegen sich gelten lassen, wenn der

Versicherte auf einen zur Behandlung beim Arzt vorgesehenen

Krankenschein dann doch eine zahnärztliche Behandlung vot—

nehmen ließ, obwohl dies durch Streichung des Wortes Zahn—

arzt ausgeschlossen sein sollte° Jedenfalls hat die Beklag—

te nicht das Recht, ordnungsgemäß erbrachte Leistungen der

Zahnärzte lediglich aus dem Grunde zu verweigern, weil durch

ihr eigenes Verhalten die vielfache Möglichkeit von Ver—

wechslungen, sei es bei der Ausgabe des Formblattes an den

Versicherten oder durch diesen selbst geradezu gefördert

wurde„ Bezeichnend erscheint es dem Senat auch, daß das

frühere Krankenscheinformular seit 4„ Juli 4962 keine Ver—

wendung mehr findet, offenbar aus dem Grunde, weil diese

Formblattausgabe zu ständigen Auseinandersetzungen zwischen

der Kasse einerseits und dem Versicherten und der Kassenzehn—
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ärztlichen Vereinigung Bayerns andererseits geführt hat"„ Die

Beklagte habe, wie das LSG weiter ausführt, mit der Einführung

der fraglichen Krankenscheinvordrucke auch eigenmächtig gehan-

delt, sie hätte damals noch die vom früheren Statistischen

Reichsamt festgesetzten Einheitsmuster verwenden müssen°

Die vom LSG nicht zugelassene Revision der beklagten Kranken-

kasse ist nicht statthaft, da sie keinen wesentlichen Mangel

im Verfahren des Berufungsgerichts gerügt hat (@ 462 Abs° 4 Nr°

2 des Sozialgerichtsgesetzes — SGG _),

Die Ansicht der Beklagten, das LSG habe die Zahnärzte, deren

Leistungen die Beklagte nicht vergütet habe, zum Verfahren bei

laden müssen, ist unrichtigo Die betreffenden Zahnärzte sind

an dem hier streitigen Rechtsverhältnis nicht "derart beteiligt,

daß die Entscheidung auch ihnen gegenüber nur einheitlich er—
gehen kann“ (@ 75 Abs° 2 SGG)° Diese Vorschrift, die die soge-
nannte notwendige Beiladung regelt, hat vor allem solche Fälle

im Auge, in denen sich die Rechtskraft der beantragten Entschei—

dung "zwangsläufig auch auf einen Dritten erstreckt", die Ent—

scheidung also zugleich unmittelbar in die Rechtssphäre des

Dritten eingreift (vglo BSG in SozR SGG @ 75 Nr° 6 u° 47), In
diesen Fällen muß dem betroffenen Dritten Gelegenheit gegeben

werden, auf den Inhalt der ergehenden Entscheidung Einfluß zu
nehmen, indem er zum Rechtsstreit beigeladen wird und damit dh

Möglichkeit erhält, selbständig Angriffs— und Verteidigungsmit—

tel geltend zu machen, eigene Sachanträge zu stellen und Rechts-

mittel einzulegen (% 75 Abs, 4 SGG)„ Ein Fall dieser Art liebt

hier nicht vor°

Gegenstand des Rechtsstreits ist ein Anspruch der KZV auf Nach—

zahlung von Beiträgen, die die beklagte Krankenkasse seit 4957

von der Gesamtvergütung wegen nicht ordnungsmäßiger Abrechnung

von Leistungen einbehalten hat, Sollte dieser Anspruch begrünw

det sein, was der Senat nur im Falle einer statthaften Revision

prüfen könnte, so steht der Anspruch der KZV selbst zu, nicht

den ihr als Mitgliedern angehörenden Kassenzahnärzten (@ 568 f
Abs° 4 Satz 4 der Reichsversicherungsordnung — RVO —)„ Den Mit—
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gliedern der Klägerin erwächst aus den von ihnen erbrachten
Leistungen kein unmittelbarer Vergütungsanspruch gegen die

beklagte Krankenkasse, sie haben nur einen Anspruch gegen
die KZV auf Verteilung der von der Beklagten entrichteten

Gesamtvergütung gemäß den Bestimmungen des Honorarvertei—

lungsmaßstabes (% 568 f Abs„ 1 Sätze 2 bis 4; Jantz—Prange,

Das gesamte Kassenarztrecht, Erl„ III 2 zu % 568 f RVG)°

Daran ändert es nichts, daß hier die Höhe der —von der
Krankenkasse zu entrichtenden und vonéger KZV unter die

Kassenzahnärzte zu verteilenden — Gesamtvergütung nach Ein—

zelleistungen berechnet wird (S 568 fg'Äbs° 5 RVG)° Das bedeu—

tet nicht, daß die Krankenkasse mit der Entrichtung der Ge—

samtvergütung an die KZV lediglich eine Summe von Einzellei—

stungsansprüchen der Kassenzahnärzte erfüllte Träger des Ver—

gütungsanspruchs gegenüber der Krankenkasse bleibt vielmehr

auch unter diesem Honorierungssystem allein die KZV° Die von
ihren Mitgliedern erbrachten Leistungen sind nur unselbständige

Rechnungsposten innerhalb des der KZV zustehenden Anspruchs

auf die Gesamtvergütungo Sie macht diesen Anspruch deshalb

in eigenem Namen, nicht in Vertretung ihrer Mitglieder gel—

tend, mag sie dabei, wirtschaftlich gesehen, auch deren

”Rechte" wahrnehmen (% 568 n Abs° 4 Satz 2 RVG)°

Nun hängt zwar der hier erhobene Nachzahlungsanspruch der

Klägerin davon ab, ob die von der Beklagten beanstandeten

zahnärztlichen Leistungen trotz Abrechnung auf ärztlichenfn

Krankenscheinen wirksam erbracht worden sind„ Die Entschei—

dung über diese Frage braucht jedoch im Verhältnis zwischen

der Klägerin und der beklagten Krankenkasse (Entrichtung der

Gesamtvergütung) nicht notwendig ebenso auszufallen‚ wie im

Verhältnis zwischen der Klägerin und ihren Mitgliedern (Ver-

teilung der Gesamtvergiitung)3 Die betroffenen Kassenzahnärzte

könnten vielmehr selbst nach rechtskräftiger Abweisung der

vorliegenden Klage gegenüber der KZV geltend machen‚ ihre Lei—

stungen müßten trotz nicht ordnungsmäßiger Abrechnung bei der

Verteilung der Gesamtvergütung berücksichtigt werden„ Anderer—

seits könnte die beklagte Krankenkasse nach rechtskräftiger
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Feststellung von Vergütungsansprüchen der Kassenzahnärzte ge—

genüber der KZV dieser entgegengehalten, daß die fraglichen Lei—

stungen nicht wirksam erbracht worden seien° Da somit die Ent—

scheidung für beide Rechtsbeziehungen (Entrichtung und Vertei-

lung der Gesamtvergütung) nicht notwendig einheitlich ergehen

muß, brauchen weder zu einem Rechtsstreit zwischen der KZV und

der Krankenkasse wegen Entrichtung der Gesamtvergütung die Mit—

glieder der KZV noch braucht zu einem Rechtsstreit zwischen der

KZV und ihren Mitgliedern wegen Verteilung der Gesamtvergütung

die Krankenkasse beigeladen zu werden„ Die entsprechende Rüge

der Klägerin ist mithin unbegründet°

Auch die von der Beklagter weiter erhobene Rüge der mangelnden

Sachaufklärung durch das LSG greift nicht durch„ Die Beklagte

wendet sich insoweit gegen die Bemerkung des Berufungsgerichts,

die früher benutzten Krankenscheinvordrucke würden seit dem

1„ Juli 1962 nicht mehr verwendet, "offenbar aus dem Grunde,

weil diese Formblattausgabe zu ständigen Auseinandersetzungen

zwischen der Kasse einerseits und dem Versicherten und der Kas—

senzahnärztlichen Vereinigung Bayerns andererseits geführt hat"„

Diese Annahme des Berufungsgerichts sei, wie die Beklagte vor—
trägt, unrichtig; die früheren Vordrucke seien seit Juli 1962

deshalb nicht verwendet worden, weil die Bundesverbände ein neu—

es einheitliches Krankenscheinformular verbindlich vereinbart

hätteno Sollte dies zutreffeh, die Annahme des Berufungsgerich‘

also unrichtig sein, so würde das angefochtene Urteil deswegen

gleichwohl nicht der Aufhebung unterliegeno Nach dem Urteilszu—

sammenhang handelt es sich bei der gerügten Bemerkung des LSG

nur um eine Nebenerwägung, die ohne Schaden für die Urteilsbe-

gründung hinweg gedacht werden kann° Auch ohne sie wäre das an—
gefochtene Urteil nicht anders ausgefallen° Ähnliches gilt für

die Rüge der Beklagten, das LSG habe zu Unrecht angenommen‚ daß

sie mitöder Ei■führung der strittigen Krankenscheinvordrucke im

Jahre 1957 eigenmächtig gehandelt habe° Auch insoweit scheint

das LSG einem Irrtum erlegen zu sein. der indessen ebenfalls nur
einen Nebenpunkt betrifft, so daß er dem Urteil nicht die recht—

liche Grundlage nimmt°
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Da somit keine der von der Beklagten erhobenen Rügen durch—

greift‚ hat der Senat ihre Revision als unstatthaft ver—
werfeno

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 SGG„
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